Familie Yildirim ist

abgeschoben!
Was ist noch heilig? von Hanna Böttcher

Der Herbstrat beschäftigte sich mit der drohenden Abschiebung der kurdischen Familie Yildirim aus Koblenz, die seit zehn Jahren in Koblenz lebte und deren drei Kinder in Koblenz zur Welt kamen. In einer Stellungnahme sprach sich der Herbstrat für ein Bleiberecht der Familie aus. Doch nur wenige Tage später wurde die Familie aus dem  Kirchenasyl heraus in die Türkei abgeschoben. 
Am Dienstag, den 31.10.06, wurde ich Zeugin, als die kurdische Familie Yildirim mit ihren drei Kindern (Emine 5 Jahre, Cebrail 7 Jahre, Serhat 10 Jahre) durch einen brutalen Polizeieinsatz aus der katholischen Kirche St. Peter, wohin sie sich ins Kirchenasyl geflüchtet hatte, abgeschoben wurde. Die Polizei drang in die Kirche ein und verletzte die heiligen Räume. Man gab der Familie weder Zeit zum Packen – nicht einmal die Medikamente für die Kinder durften mitgenommen werden – noch zum Verabschieden. Die Familie wurde sofort auseinander gerissen und getrennt zum Flughafen und damit zur Abschiebung transportiert. Eine Frau aus dem Pfarrgemeinderat, die sich mit einem Schal an einem  der Polizeiautos, mit dem ein Teil der Familie abtransportiert werden sollte, angebunden hatte, wurde von einem Polizisten auf den Kopf geschlagen. All diese Bilder kann und will ich nicht vergessen. 
Schon am Flughafen in der Türkei wurde Herr Yildirim von einer Frau und seinen Kindern getrennt und verhaftet. Den Behörden und Politikern hier war bekannt, dass ihm wegen des Einsatzes für Kriegsdienstverweigerung in der Türkei ein Haftbefehl drohte. Wir hören aus der Türkei, er sei von der Polizei verprügelt worden. Zwar ist er zur Zeit auf freiem Fuß – allerdings ohne Pass und damit ohne jede Bewegungsfreiheit. Er muss sich verstecken und der Rest der Familie weiß nicht, wo er sich aufhält. Denn die Gefahr einer weiteren Verhaftung besteht immer noch. Die Kinder sind ohne Vater und die Mutter muss ohne ihren Mann mit der Situation fertig werden. Für den Staatssekretär im rheinlandpfälzischen Innenministerium sieht die Sache einfach aus: „Herr Yildirim ist frei“. Genau dies bestätigt noch einmal den Zynismus, mit dem die politisch Verantwortlichen – Innenminister Bruch (SPD), Ministerpräsident Beck (SPD), Oberbürgermeister Schulte-Wissermann (SPD) – die Abschiebung anordneten und abwickeln ließen und mit einer Strategie rechtfertigten, die Opfer zu Tätern stempelt. Der Leiter des Koblenzer Ordnungsamtes Kluge war sich nicht zu schade, in der Koblenzer Rhein-Zeitung (RZ) vorzurechnen, was die Familie Yildirim den  Steuerzahler kostete. Ging es doch nicht um das ‚Recht’, sondern wieder einmal um Kostensenkung zu Lasten von Menschen, die Hilfe brauchen? Der Beifall derer mit ‚rechter’ Gesinnung ist den Verantwortlichen gewiß, denn schließlich meinen laut einer Studie der Uni Leipzig bundesweit 39,1 Prozent der Bevölkerung, dass die Bundesrepublik »durch die vielen Ausländer in einem gefährlichen Maß überfremdet« ist. 
Ich erinnere mich gut daran, wie der Koblenzer Oberbürgermeister  Schulte-Wissermann im Mai, als in Koblenz ein Aufmarsch von Neonazis war, auf der Gegendemonstration verkündete, in Koblenz sei für alle Menschen Platz, außer für solche mit rechter Gesinnung. Auch das Leitbild der Stadt Koblenz steht unter dem Motto „Koblenz – eine Stadt zum Bleiben“. Doch scheinbar sind das leere Worte. Wer Kinder und deren Eltern von der Polizei aus der Stadt vertreiben lässt, sollte wenigstens bei solchen Anlässen mangels Glaubwürdigkeit schweigen. 
Genau so wie Bürgermeister Muscheid. Dieser erklärte ohne Scham gegenüber dem Koblenzer Dechant Vogt, der Raum für Gnade eingeklagt hatte, für Gnade sei „der liebe Gott zuständig“, wie dieser in der Predigt in einem Solidaritätsgottesdienst für die Familie berichtete. 
Viele Briefe und Postkarten erreichten den Oberbürgermeister von Kirchen und von zahlreichen Gruppen, Verbänden und BürgerInnen, die sich für ein Bleiberecht für die Familie einsetzten und gegen die geplante Abschiebung protestierten. Er antwortete nicht. Ebenso wenig wie die Stadträte setzte er sich für die hier geborenen Kinder und ihre Eltern ein. Ein Beispiel für Koblenz hätten die Stadträte von Frankfurt/Main und Essen sein können. Sie verabschiedeten in diesem Jahr Stellungnahmen, die von ihren Innenministern eine Aussetzung der Abschiebungen langjährig geduldeter Flüchtlinge  fordern. Anstatt irgendetwas für die Familie zu tun, lässt der Oberbürgermeister  eingeschnappt über die RZ verbreiten, der Unterstützerkreis der Familie habe ihn beleidigt. Nachdem die Stadt gesprochen hatte,  weigerte sich die RZ, Stellungnahmen zur Familie Yildirim – egal, ob vom Unterstützerkreis oder vom Dekanat Koblenz – abzudrucken. Das Zusammenspiel zwischen der Obrigkeit und der ihr ergebenen Presse funktionierte scheinbar hervorragend. 
Umso erfreulicher, dass der Bischof von  Trier eine andere Sprache spricht. Er könne das Vorgehen der staatlichen Instanzen „weder gutheißen noch billigen“, heißt es in einer Pressemitteilung des Bistums Trier.  Darin verweist der Bischof auf die Legitimität des Kirchenasyls, dem es darum gehe, „Menschen vor politischer Verfolgung zur schützen, Menschenrechtsverletzungen zu vermeiden und eine drohende Gefahr für Leib und Leben abzuwenden“. Er betont, dass die „Praxis des Kirchenasyls (…) nicht zuletzt auch eine Anfrage an die Politik“ sei, „ob die im Asyl- und Ausländerecht getroffenen Regelungen in jedem Falle die Menschen, die zu uns gekommen sind, beschützen und vor Verfolgung, Folter oder gar Tod  bewahren. Die Kirchengemeinden, die sich für die Verwirklichung dieser Menschen- und

Grundrechte einsetzen (…) verdienen für ihr Eintreten für ethische Prinzipien, die zu den Grundlagen unseres Glaubens gehören, Unterstützung und Anerkennung.“ Da wirkte die Bemerkung von Herrn Kluge, dem Leiter des Koblenzer Ordnungsamtes, nicht Räume, sondern Menschen seien heilig, ausgesprochen peinlich und uninformiert. Der heilige Raum steht – das ist doch gerade im Kirchenasyl unübersehbar - im Dienst der Heiligkeit und der Unantastbarkeit menschlichen Lebens. Auf beides hat die Staatsmacht brutal zugegriffen. Sie hat Kirche und Menschen tätlich angegriffen und damit die Heiligkeit eines Raumes ebenso wie die Heiligkeit des Lebens verletzt. Nicht  einmal vor Kindern ist sie zurückgeschreckt. Und weil Herr Kluge natürlich darin recht hat, dass Menschen auch ohne heilige Räume heilig und unantastbar sind, hätte Herr Kluge die Familie Yildirim auch nicht aus profanen Räumen abschieben dürfen. Das wäre die – von Kluge aber sicher nicht intendierte – kluge Konsequenz seiner alles andere als klugen Bemerkung. Herr Kluge hätte seine peinliche Einlassung vermeiden können, wenn er den Fixpunkt verstanden hätte, den Dechant Vogt am Samstag nach der Abschiebung in der RZ veröffentlicht hatte. Dort war über den Zusammenhang zwischen heiligen Räumen und der Heiligkeit des Lebens zu lesen: „Die Unantastbarkeit  sakraler Räume gehört zum Erbe der Menschheitsgeschichte. Sie symbolisiert, dass es

etwas gibt, das dem Zugriff staatlicher Macht entzogen ist. In der Tradition des  Tempelasyls verbindet sich die Ehrfurcht vor dem Heiligen mit dem Schutz gefährdeter Menschen. Der sakrale ist zugleich ein sozialer Raum. Der Unantastbarkeit dieses Raumes entspricht die Unantastbarkeit menschlichen Lebens, vor allem des  schutzbedürftigen und gefährdeten Lebens. Diejenigen, die Kirchenasyl gewähren,

sehen sich in einer menschlich und rechtlich schwierigen Auseinandersetzung

ihrem Gewissen und der biblischen Tradition verpflichtet. Für sie konkretisiert sich im Kirchenasyl die Einheit von Gottes- und Nächstenliebe. Es markiert die Überzeugung, dass die Ehre Gottes der lebendige Mensch ist und die Ehrfurcht vor Gott und die Ehrfurcht vor dem Menschen, vor allem vor Armen und Schutzbedürftigen, untrennbar sind. Der Staat ist nicht davor zurückgeschreckt, auf Menschen zuzugreifen, die im Schutz eines sakralen Raumes einen letzten Ausweg aus ihrer Verzweiflung gesucht hatten. Eine solche Grenzüberschreitung schien vielen undenkbar. Diesem Übergriff entspricht die Gnadenlosigkeit, mit der "Recht" exekutiert wurde. Mögen die  Verantwortlichen noch so sehr auf die formaljuristische Korrektheit ihres Handelns pochen: Gnadenloses Recht wird zum Unrecht.

[…] Was ist dem Staat noch heilig, das heißt unantastbar, wenn er sich so gebärdet, wie wir es erleben mussten?“
t
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Weitere Duldung von Beck und

Dr. Schulte-Wissermann in Politik

gefährdet!

Eine weitere Duldung des Ministerpräsidenten von Rheinland Pfalz und des Oberbürgermeister von Koblenz in der Politik sollte in Frage gestellt werden. Trotz mehrfacher Wiederwahlen (oder Kettenduldungen) müssten beide Konsequenzen aufgrund ihres Agierens im Bleiberechtsstreit der Familie Yildirim ziehen. Ihr Ansehen, ihre Glaubwürdigkeit und Integrität sind beschädigt. 
17 Tage nachdem beide Politiker der Abschiebung der Familie und dem Bruch des Kirchenasyls durch die Polizei zugestimmt (oder weggeschaut) haben, stimmt Herr Beck für das neue Bleiberecht (welches sicherlich nicht der Weisheit letzter Schluss ist)! Ein Skandal sondergleichen. Hätte doch das neue Bleiberecht der Familie eventuell ermöglicht, in Deutschland zu bleiben, sich Arbeit zu suchen und in Sicherheit zu leben. Da hilft es auch nicht, dass beide Politiker gebetsmühlenartig darauf hinweisen, dass es kein rechtlich zugesichertes Kirchenasyl in Deutschland gibt (Das ist richtig, dennoch wurde es bisher noch nie mit Polizeigewalt aufgehoben, bzw. ist es das erste Mal, dass Polizei in Kirchenraum eindringt.) 
Auch wird die Situation nicht durch den Hinweis erträglicher, dass sich schon mehrere Gerichte in den letzten Jahren mit dem Fall der Familie Yildirim auseinandergesetzt haben und es klar war, dass sie abgeschoben werden bzw. ihr Asylantrag abgelehnt wurde. Es wäre ein Gebot der Menschlichkeit gewesen, die Familie zu schützen und sie nicht in die Türkei abzuschieben. Die drei Kinder, Emine, Cebrail und Sehat (5,7 und 9 Jahre alt), sind in Deutschland geboren, aufgewachsen und zur Schule gegangen. Sie waren integriert. Durch die bisherigen Bleiberechtsregelungen wurde es den Eltern erschwert und z.T. unmöglich gemacht sich Arbeit zu suchen. Dies erschwerte Ihnen natürlich auch die Integration – ein Teufelskreis, der nun hätte aufgebrochen werden können. Beide Politiker müssen sich die Frage gefallen lassen, warum sie die Abschiebung der Familie nicht verhindert haben, obwohl sie wussten, dass das Bleiberecht kurze Zeit später geändert wird.
Letztendlich sollte ein Exempel statuiert und die Sozialkassen entlastet werden. Auf dem Rücken der Familie Yildirim sollte gezeigt werden, das das Kirchenasyl in Deutschland nichts mehr gilt, um Nachahmer abzuschrecken. Den politisch Verantwortlichen ist das Schicksal der Familie egal. Es ist ihnen egal, dass Deutschland für die Kinder zur Heimat geworden ist. Es ist ihnen egal welchen Gefahren der Vater in der Türkei ausgesetzt ist. In diesem Sinne wünschen wir den verantwortlichen Politikern einen guten Rutsch ins neue Jahr.
